
Dr. Wöstenberg (Die Liberalen):

Ja, das ist im Sozialhilfegesetz definiert, das ab 1. Juli Gültig­
keit haben wird. Der Haushaltsvorstand ist die Person, die bisher 
das meiste zum Einkommen der Familie beigetragen hat und der 
im Nichterwerbsfalle 400,- DM zur Verfügung stehen. Ich glau­
be, bisher mußten die Sozialfürsorgeempfänger sich jeden Mor­
gen 10,- M beim Rat der Stadt abholen.

(Unruhe, teilweise Beifall)

Frau Birthler (Bündnis 90/Grüne):

Darf ich mich mit einer weiteren Frage anschließen? Gehen 
Sie mit mir überein, wenn ich sage, daß dieser Begriff „Haus­
haltsvorstand“ und diese Art von Regelungen ein altes, überleb­
tes Familienmodell Wiederaufleben läßt?

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und PDS)

Ich kann dazu, falls Sie es wünschen, noch einen Satz sagen, 
damit meine Frage deutlicher wird: Es läßt sich, ohne daß Mehr­
kosten entstehen, wirklich so regeln, daß alle erwachsenen 
Haushaltsangehörigen ...

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl und Zurufe bei CDU/DA und 
DSU: Die Frage, bitte!)

Sie haben nicht widersprochen, als ich einen erklärenden Satz 
angekündigt habe.

Dr. Wöstenberg (Die Liberalen):

Frau Birthler, ich weiß schon, was Sie sagen wollen, weil wir es 
im Ausschuß ja schon besprochen haben.

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: Ja, dann noch einmal öf­
fentlich!)

Ich habe persönlich gar keine Schwierigkeiten mit dem Be­
griff „Haushaltsvorstand“.

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: Das kann ich mir vorstel­
len!)

Mir ist leider kein besserer eingefallen. Auf der anderen Seite 
habe ich auch keine Probleme mit meiner Frau, so daß für mich 
diese Frage nicht so direkt steht.

(Lebhafte Heiterkeit und starker Beifall, vor allem 
j bei Liberalen, CDU/DA und DSU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Als letzten Redner bitte ich von der Fraktion Bündnis 90/Grü­
ne den Abgeordneten Gauck, das Wort zu nehmen.

Gauck für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Dr. Wöstenberg, hoffentlich hat dann Ihre Frau auch keine Pro­
bleme mit Ihnen!

(Starke Heiterkeit und Beifall, vor allem bei 
Bündnis 90/Grüne und PDS)

Aber nun möchte ich noch einmal bei Ihnen anknüpfen, weil 
Sie mir ein ganz treffliches Stichwort gegeben haben: Sie haben 
davon gesprochen, daß dieser Staat DDR unter dem Herrschafts­
system der SED - und der Staatssicherheit, ergänze ich mal - den 
moralischen Existenzanspruch verloren habe, und da stimme 
ich Ihnen vollinhaltlich zu.

(Vereinzelt Beifall)

Aber nun gibt es da ja noch etwas anderes, daß nämlich in die­
sem Lande nicht nur ein System zugrunde gegangen ist und eine 
Partei damit ringt, Anteil dieses Systems oder erneuert zu sein, 
sondern es gibt da noch eine wesentliche bedeutungsvollere 
Größe, und das sind unsere Wähler, das sind die Menschen, die 
hier bleiben wollen, die hier leben wollen und die hier auch über­
leben wollen.

(Zurufe: Genau!)

Das System DDR, das mag ja dahingehen. Ich gehöre zu den 
Menschen, die sagen: Es wird Zeit. Aber es bleiben diese Men­
schen, denen wir Arbeit, Kampf und Solidarität schuldig sind. 
Und die Solidarität mit diesen Menschen, die sieht nun freilich 
bei Abgeordneten der Opposition mitunter anders aus als bei Ab­
geordneten der Koalition. Und, meine Herren von der liberalen 
Fraktion und von der CDU, was schelten Sie uns denn immer, 
wenn die Art der Solidarität etwas anders aussieht als die, die Sie 
gerade üben? Trauen wir uns doch gegenseitig zu, daß auch un­
sere kritischen Fragen und unser Insistieren getrieben ist von 
demselben Engagement! Hier sind deutsche Patrioten, die sich 
auf die Einheit Deutschlands freuen, aber die das Recht haben, 
Fragen zu stellen, die vielleicht von anderen im Moment als et­
was unbequem eingeschätzt werden.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Und deshalb, Herr Dr. Steinecke, erlauben Sie mir doch noch 
mal in der Ruhe, zu der ich im Moment im Gegensatz zu meinem 
Fraktionskollegen Nooke fähig bin, eine kurze Richtigstellung: 
Es ist nicht so, daß die Leute vom Bündnis 90 so blauäugig wären, 
daß sie jetzt einfach das große Füllhorn ausschütten würden, 
sondern sie bejahen geradezu nachdrücklich die Strukturanpas­
sung. Und unser Hauptanliegen war ja gerade, diesem Prinzip 
der Strukturanpassung das nötige Gewicht zu geben, damit das 
etwas später, aber deutlich im Staatsvertrag Genannte, die Ver­
pflichtung nämlich, den Staatshaushalt zu sanieren, weniger be­
deutungsvoll wird. Und so vertreten wir eben ein Strukturanpas­
sungskonzept zur Realisierung der zentralen Aussagen des Arti­
kels 14 Staats vertrag, wo durch die Entfaltung privater Initiative 
eine breit gefächerte, moderne Wirtschaftsstruktur auch mit 
möglichst vielen kleinen und mittleren Betrieben wirklich er­
reicht werden kann.

Und dazu ist eben unseres Erachtens eine breite Vermögens­
streuung nötig, damit auch die jungen Menschen einen Einstieg 
haben können und nicht nur die Menschen, die durch Sparkon­
tenansammlung jetzt schnell einen Zugriff haben und sich hier 
Anteilsrechte verschaffen können. Und deshalb war es wichtig, 
jetzt hier darauf hinzuweisen, daß die Erlöse aus dem Verkauf 
oder der Beleihung von Grund und Boden und Wohnungen nicht 
vorrangig zur Strukturanpassung und Haushaltssanierung ver­
wendet werden sollten.

Und wir haben vorhin die Ausführungen des Abgeordneten 
Dr. Ringstorff zur Kenntnis genommen, daß es ja durchaus einen 
weiteren Handlungsbedarf an diesem Punkt gibt. Es bringt uns 
also nichts, wenn man nun hier so tut, als sei hier alles schon zum 
besten geregelt. Nein, es ist nach wie vor ein Handlungsbedarf 
vorhanden. Und wir gehören zu dem Teil der parlamentarischen 
Arbeiter, die darauf aus sind - ich komme jetzt noch einmal zu 
dem Kollegen Schröder -, den sozialen Teil der allseits ge­
wünschten sozialen Marktwirtschaft kräftig zu unterstützen 
oder ihn zumindest am Leben zu erhalten.

(Beifall beim Bündnis 90/Grüne)

Also, eine breite Vermögensbildung in diesem Sinne ist ja 
eben dann auch Strukturanpassung. Und ich denke, auf diesem 
Wege eröffnen sich Möglichkeiten der Verständigung, die dann 
ja hoffentlich in der Weiterarbeit an dem allfälligen zweiten 
Staatsvertrag möglich sein werden.

Ich schließe, indem ich an meine Eingangsworte anknüpfe. 
Unter uns sind unterschiedliche Freuden damit verbunden, daß 
dieser Tag heute ins Haus steht, das gebe ich ja gerne zu. Meine 
persönliche Freude, daß die Einheit Deutschlands näher kommt, 
habe ich zum Ausdruck gebracht. Mein Engagement in kollegia-
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